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Glaubt doch keiner
Zu: „Wie Merz den Zulauf zur AfD im
Osten bremsen will“ vom 5. Januar
Das Problem AfD und ihr Zulauf ist seit
Jahren bekannt. Auch das Problem der
enormen Zuwanderung ist nicht neu.
Und wenn jetzt die Strategen den Wäh-
lern in Ostdeutschland erklärten, dass
man jetzt endlich auf die Pampe hauen
werde, glaubt doch keiner, dass wirk-
lich etwas passiert. Und wenn man bei
den Auftritten des konservativen Bos-
bach Worte, Sätze und ganze Redeteile
entdeckt, die man voll unterschreiben
würde, dann weiß man doch jetzt
schon, dass dessen Meinung nach der
Wahl keine Rolle mehr spielt. Oder
würde die CDU das dann mit der Lin-
ken durchsetzen?

MICHAEL WRASMANN, BERLIN

LESERBRIEFE 
Kultstatus
Zu: „Ich lasse mir nicht den Mund
verbieten“ vom 8. Januar
Landwirtschaft steht für Heimat, Land-
schaftspflege, Hofübergabe an die
nächste Generation, Wochenmarkt bei
Wind und Wetter, hochwertige Pro-
dukte in der Nahrungsmittelgrund-
versorgung und die Unabhängigkeit
unseres Landes im Bereich der Da-
seinsvorsorge. In der Schweiz genießen
Landwirte fast schon Kultstatus. Und
bei uns? Da wird soeben das erhöhte
Bürgergeld verabschiedet, und nur
einen Tag später erhalten die Land-
wirte die Nachricht vom notwendigen
Sparzwang. Eine solche Politik verant-
wortet nicht nur Höfesterben, sondern
auch Landkauf durch Investoren aus
aller Welt. MONIKA SPIEGEL, BADEN-BADEN

Ihre Post an: DIE WELT, Brieffach 2410, 10888 Berlin, E-Mail: forum@welt.de
Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns über jede
Zuschrift, müssen uns aber das Recht der Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr großen Zahl von 
Leserbriefen, die bei uns eingehen, sind wir leider nicht in der Lage, jede einzelne Zuschrift zu beantworten.

In Zeiten, in denen nahezu jeder
politische Dissens in öffentlichen
Protest zu münden droht, ist der

alternative Weg einer Parteigründung
fast schon beruhigend. Immerhin for-
mieren sich die politischen Kräfte hier
mit bewährten Mitteln des demokrati-
schen Systems und sind im Idealfall
sogar in der Lage, die Wut der Straße
einzuhegen. In der Praxis allerdings
stößt diese schöne Theorie des demo-
kratischen Miteinanders auf harte
Grenzen. Zwei neue Parteien erschei-
nen am Horizont der deutschen Par-
teienlandschaft: Gerade hat Sahra Wa-
genknecht die Gründung ihrer Partei
Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW)
offiziell gemacht. Der ehemalige Prä-
sident des Bundesverfassungsschutzes,
Hans-Georg Maaßen, erwägt derweil,
gemeinsam mit der Werte-Union eine
neue Partei zu gründen.

An der Legitimität dieser Bestrebun-
gen ist nichts zu beanstanden. Demo-
kratie lebt von Vielfalt, solange sich
alle an die Verfassung halten. Nicht
ohne Grund spricht Wagenknecht im-
mer wieder von einer „Repräsentati-
onslücke“: Etablierte Parteien haben zu
lange über die Köpfe der Bürger hin-
wegregiert. Abgehobene Debatten zur

Identitätspolitik, systematisches Aus-
blenden großer Probleme in der Migra-
tionspolitik, fehlende Präsenz in einer
sich wandelnden Arbeiterschaft – all
das hat dazu beigetragen, dass sich
viele Bürger vom Staat abgewendet
haben. Die Unzufriedenheit in der
Bevölkerung ist so ausgeprägt wie lan-
ge nicht. Für die bürgerliche Mitte aber
sind das keine guten Entwicklungen.
Maaßen hat signalisiert, dass die von
ihm angestrebte Partei bereit wäre, mit
der AfD zusammenzuarbeiten – die
vom Verfassungsschutz zuletzt in
Sachsen als gesichert rechtsextremis-
tisch eingestuft worden ist. Wagen-
knecht bedient hingegen gekonnt einen
Populismus von links und übt sich
weiterhin in Strategien der Verharmlo-
sung, wenn es um Kreml-Chef Wladi-
mir Putin und den russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine geht. In ihrer
ideologischen Ausrichtung erzeugen
beide eine weitere Anspannung der
Demokratie und verschärfen die all-
gemeine Stimmungslage.

Wenn die politischen Ränder er-
starken, befeuert das die wachsende
Feindschaft gegen bürgerliche Institu-
tionen, Presse, Staat, Wissenschaft.
Wir haben gottlob eine wehrhafte De-
mokratie, deren Verfassungsgerichts-
barkeit verhindert, dass sie sich selbst
abschaffen kann. Die radikalen Rand-
parteien verstärken dennoch einen
gefährlichen Trend: Die gesellschaftli-
che Mitte wird weiter geschwächt.hannah.bethke@welt.de

Schrumpfende Mitte
KOMMENTAR

HANNAH BETHKE

Notfalls zu Streikmilderungen zwingen

DIRK MEYER

D as Stockholm-Syndrom, bei dem Opfer von
Geiselnahmen ein positives emotionales
Verhältnis zu ihren Entführern aufbauen,

dürfte im Falle eines GDL-Streiks bei den betroffe-
nen Bahnkunden eher selten aufkommen. Es ist
eine Geiselhaft im übertragenen Sinne: Im Tarif-
konflikt unbeteiligte Dritte, die Bahnreisenden,
werden als Geisel eingesetzt, um den gewerkschaft-
lichen Forderungen Nachdruck zu verleihen.

Doch was ist die rechtliche Grundlage? Art. 9
Grundgesetz (GG) garantiert die Tarifautonomie.
Indem die Arbeitsmarktparteien eigenständig die
Konditionen aushandeln dürfen, ist es zum einen
ein Abwehrrecht gegen staatliche Bevormundung
und Eingriffe in die Lohnfindung. Wenngleich der
gesetzliche Mindestlohn, die Sozialversicherungs-
pflicht und verschiedene Bestimmungen zum Ar-
beitnehmerschutz dagegen sprechen. Zum anderen
liegt hier eine Ausnahme vom generellen Kartell-
verbot vor. Denn sowohl die Arbeitgeber, zumeist
in einem Arbeitgeberverband vereint, als auch die
unter dem Dach einer Gewerkschaft organisierten
Arbeitnehmer verhandeln jeder mit einer Stimme.
In diesem Fall allerdings sind es zwei Gewerk-
schaften, denn die Eisenbahn- und Verkehrsge-
werkschaft (EVG) ist mit rund 184.000 Mitgliedern
die größere Gewerkschaft. Gerade diese Konkur-
renz verleitet zu erhöhten Forderungen.

Mit etwa 30.000 Lokführern vertritt die GDL
allerdings zwei Drittel dieser Berufsgruppe. Sie
verfügt damit über eine starke Verhandlungsmacht.
Kürzlich gründete die GDL die Fair Train e.G.,
einen gewerkschaftsnahen Personaldienstleister,
der als Personalvermittler Lokführer u.a. an die
Deutsche Bahn AG (DB) verleihen will. Doch das ist
nicht ohne Risiko für die GDL, denn der Status als
Gewerkschaft stünde infrage. Die Rechtsstellung
bei den Überlassungsverträgen würde gegebenen-
falls vom Schutz der Tarifautonomie entkoppelt,
und bei entsprechender Größe der Vermittlung
würde eine marktbeherrschende Stellung vorliegen,
die entsprechend sanktioniert würde.

Auch bei den Eisenbahnverkehrsunternehmen
gibt es nicht nur die DB AG, sondern insgesamt
etwa 100 Eisenbahngesellschaften. Mit einem be-
deutenden Konkurrenten der DB, der NETINERA –

einer Tochter der italienischen Staatsbahn Tren-
italia S.p.A., konnte die GDL kurz vor Weihnachten
die schrittweise Einführung der 35-Stunden-Woche
bis 2028 als eine ihrer zentralen Forderungen
durchsetzen. Jedoch wird die Abmachung erst
wirksam, wenn auch die DB diese Regelung über-
nimmt – was die Verhandlungen zusätzlich er-
schweren dürfte. Das Arbeitskampfrecht beruht in
Deutschland nicht auf gesetzlicher Grundlage,
sondern ist Richterrecht, das dem Wandel der
Rechtsprechung unterliegt. Das Bundesarbeits-
gericht (BAG) ist in den letzten Jahren durch eine
eher gewerkschaftsfreundliche Urteilsfindung auf-
gefallen, was wohl auch dem generell abnehmen-
den gewerkschaftlichen Organisationsgrad ge-
schuldet sein könnte. Galt früher der Streik als
letzte Eskalationsstufe, so ist er heute quasi jeder-
zeit erlaubt. Lediglich zwei unumstößliche Grund-
sätze gibt es weiterhin: eine Friedenspflicht bei
bestehendem Tarifvertrag und das Gebot der Tarif-
bezogenheit der Forderungen, das heißt, es darf
kein arbeitsvertragsfremder Gegenstand wie bei-
spielsweise ein Betriebserhalt erstreikt werden.

Beim Lokführerstreik kommt eine Besonderheit
hinzu. Es sind nicht nur einzelne Dritte abstrakt
betroffen, wie es bei jedem Streik durch die Leis-
tungsstörung der Fall ist. Vielmehr stehen den
vielen Bahnkunden durch den Leistungsentzug
elementare, notwendige und kaum ersetzbare
Dienstleistungen nicht mehr zur Verfügung. Es
sind die sogenannten Dienste der Daseinsvorsorge,
wie ähnlich die Versorgung mit Gas, Strom, Wasser,
Transport, medizinischer Versorgung, Feuerwehr
und Kinderbetreuung. Ein streikbedingter Entzug
dieser Dienste betrifft die Allgemeinheit in ihren
grundrechtlich geschützten Interessen. Für diese
Gemeinwohlbelange trägt der Staat eine sogenann-
te Gewährleistungsverantwortung.

Ein Streik in der Daseinsvorsorge bedarf deshalb
einer besonderen Rechtfertigung. Dem Gebot der
Verhältnismäßigkeit folgend muss zunächst ein
legitimes Eingriffsinteresse vorliegen, indem nur so
die Parität der Tarifpartner gewährleistet werden
kann. Ferner muss der Streik geeignet, erforderlich
und verhältnismäßig sein. Insofern kann ein Streik
in diesem Fall nur als letztes Mittel gelten. Daher
wären beispielsweise ein obligatorischer Schlich-
tungsversuch und eine Urabstimmung notwendig.
Während die Tarifverhandlungen zwischen der
GDL und der DB AG derzeit noch laufen, fanden
bereits zwei Warnstreiks statt. Bei der Urabstim-
mung Mitte Dezember stimmten 97 Prozent der
GDL-Mitglieder, die bei der DB AG und den Trans-
dev-Unternehmen beschäftigt sind, für einen unbe-
fristeten Streik Anfang des neuen Jahres.

Im Falle eines Arbeitskampfes hätte die GDL
besondere Milderungsmaßnahmen einzuhalten wie
eine hinreichende Ankündigungszeit und die Auf-
rechterhaltung eines Notfallplanes. Eine 28-stündi-
ge Vorlaufzeit wie bei den beiden Streiks vor Weih-
nachten dürfte eindeutig zu knapp sein. Auch wäre
ein planmäßig-zuverlässiger Zweistundentakt der
Zugverkehre zu fordern. Wenngleich ein unbe-
fristeter Streik derzeit nicht geplant ist, steht in-
frage, ob ein mehrtägiger Streik mit entsprechen-
den Folgen für die Lieferketten noch als angemes-
sen gilt. Im Rahmen seiner Gewährleistungsver-
antwortung müsste der Staat die GDL notfalls zu
Streikmilderungen zwingen. Denkbar wäre auch
eine staatliche Zwangsschlichtung – im Sinne einer
verbindlichen, paritätisch besetzten Schlichtung
mit Einigungszwang.

Ein Problem könnte die Konstellation des Bun-
des als Eigentümer der DB AG darstellen, die die
Gegnerunabhängigkeit tangieren würde. Letztlich
ist jedoch auch ein Gewerkschaftsaristokrat in die
rechtlichen Schranken zu verweisen, soll der Ar-
beitskampf nicht anarchisch-willkürliche Züge zum
Schaden für Gesellschaft und Wirtschaft anneh-
men.

T Dirk Meyer ist Professor am Institut
für Volkswirtschaftslehre der Helmut-
Schmidt-Universität Hamburg.

GASTKOMMENTAR

C hinas Machthaber Xi Jinping hat
in seiner Neujahrsansprache den
Ton für das frische Jahr gesetzt.
Und seine Ankündigungen waren
nicht rosig. Das demokratische
Taiwan, so der Diktator, werde
mit Sicherheit mit der Volks-

republik „wiedervereinigt“. Diese Aussage Xis flan-
kierten Staatsmedien mit verbalen Angriffen auf die
Insel, auf der am 13. Januar gewählt werden wird.
Den in Umfragen führenden Lai Ching-te von der
regierenden liberalen Fortschrittspartei nennt die
Propaganda Xis den „Zerstörer des Friedens“ und
munitioniert das Land für den Angriff gegen die
Inselnation. Wenn Diktatoren mit dem Säbel ras-
seln, dann wollen sie damit normalerweise von den
echten Problemen ablenken, die ihre totalitäre Al-
leinherrschaft mit sich bringt. So auch im Falle Xis.

Das vergangene Jahr war für seine Volksrepublik
ökonomisch lausig, die Nomenklatura hat mit Ju-
gendarbeitslosigkeit zu kämpfen, die einen Höchst-
wert von 21 Prozent erreichte. Die Jugend, die ihre
Zeit und das Kapital ihrer Eltern in eine Ausbildung
investiert hat, sieht sich einem Führer ausgesetzt,
der ihnen anstelle von Arbeitsmarktreformen emp-
fiehlt, wie zu Maos Zeiten aufs Land zu gehen und
auf den Feldern zu malochen. So lautete allerdings
die Wette nicht zwischen Bevölkerung und Nomen-
klatura. Sie hieß Alleinherrschaft gegen wirtschaft-
lichen Aufstieg und steigenden Wohlstand. Dass Xi
dieses Versprechen nach und nach nicht mehr ein-
lösen kann, droht ihm zum Verhängnis zu werden.
So sind denn auch Worte wie „Reformen“ aus sei-
nem Vokabular verschwunden, wohingegen „Si-
cherheit“ auf den vorderen Plätzen rangiert. Re-
form war in der Vergangenheit der Schlüsselbegriff
für eine moderne Wirtschaft, wohingegen Sicher-
heit als Chiffre für einen Überwachungsstaat steht,
der von der ökonomischen bis zur gesellschaftli-
chen jede Form von Freiheit ablehnt und ein-
schränken will. 

Trotz massiver Überwachung der Öffentlichkeit
kann in China mittlerweile jeder sehen, dass es
nicht gut läuft. In seiner Neujahrsansprache gab Xi
denn auch in einer seltenen Einlassung zu, dass das
vergangene Jahr nicht rosig für die chinesische
Wirtschaft war. Die Wirtschaft hat sich nach der
Pandemie, die im chinesischen Wuhan ihren Aus-
gang nahm, nicht mehr so erholt wie vom Macht-
haber gewünscht. Xi hatte sich erhofft, die Chine-
sinnen und Chinesen zum Konsumieren bewegen
und so die Wirtschaft ankurbeln zu können. Doch

das trat nicht ein, anstelle dessen kämpft das Land
mit fallenden Preisen. Da die Menschen nicht wis-
sen, was ihnen die Zukunft unter Xi bringen wird,
entscheiden sich immer mehr Menschen in China
gegen Kinder und verstärken damit die demogra-
fische Krise. Einem Modell der Vereinten Nationen
zufolge könnte sich deshalb die Zahl der Werk-
tätigen im Reich der Mitte bis zum Ende des Jahr-
hunderts auf unter 500 Millionen halbieren.

Auch die Immobilienkrise in China ist alles ande-
re als gemeistert. Bau-Haie haben die Ersparnisse
der Mittelschicht für ihre windigen Spekulationen
missbraucht. Zwei der größten Immobilienent-
wickler sind mittlerweile Konkurs beziehungsweise
erhoffen sich Rettung von der Zentralregierung.
Die Immobilienkrise hat das Potenzial, sich zu
einer politischen Überlebensfrage auszuweiten,
denn die chinesischen Provinzen erwirtschaften
einen Löwenanteil ihrer Einnahmen über Land-
verkauf für Bauvorhaben. Da diese nun ausbleiben,
trocknet auch der Geldfluss der Provinzen aus.
Viele Menschen in China werden sich noch an die

Bankenkrise in der Provinz Henan im Sommer
2022 erinnern, in der Vermögen der Mittelschicht
durch hochriskante Spekulationen vernichtet wur-
den. Protestbilder von um ihre Einlagen betroge-
nen Kunden, die von schwarz gekleideten Schlä-
gern vor dem Bankgebäude weggeknüppelt werden,
erlangten international traurige Bekanntheit. 

Ein Überfall auf das demokratische Taiwan wür-
de ökonomisch nichts dazu beitragen, weitere Mi-
seren vom chinesischen Festland fernzuhalten.
Doch Xi hat die Volksrepublik in ein übernationa-
listisches Land verwandelt, in dem sich nunmehr
ein Großteil der Menschen für einen Kriegszug
gegen Taiwan begeistern lassen könnte. Die Pro-
paganda wird nicht müde zu behaupten, dass die
Insel ein Teil der Volksrepublik sei, den es mit dem
Festland „wiederzuvereinigen” gelte. In Wahrheit
aber wurde Taiwan weder von Mao noch einem
seiner Nachfolger regiert. Die „Republik China“,
wie Taiwan mit vollem Namen heißt, ist seit 1912
ein eigener, souveräner Staat. 

Das eigentliche Taiwan-Problem, das Xi hat, ist,
dass das Land zu den besten Demokratien der
Welt zählt und Xi sich fürchtet, dass seine Unter-
tanen auf dem Festland sich mehr und mehr von
diesem guten Beispiel inspirieren lassen könnten.
Die landesweiten Proteste gegen die verfehlte
Covid-Politik Xis im November 2022 haben ihm
und seiner Nomenklatura gezeigt, dass die Chine-
sen die Kommunistische Partei jederzeit vom Hof
jagen könnten, wenn sie genug von ihrer Herr-
schaft haben. Von den 1,4 Milliarden Menschen in
China gehören nur 100 Millionen der Kommunisti-
schen Partei an. Am Morgen des 14. Januar, dem
Tag nach der Präsidentschaftswahl in Taiwan, wird
die Welt sehen, für welche Option sich Xi Jinping
entschieden hat: für eine solide Wirtschafts- und
Finanzpolitik oder ein politisches Ersatzhandeln –
einen Krieg gegen Taiwan.

Nach dem Besuch der US-Politikerin Nancy
Pelosi im August 2022 in Taipeh hatte Peking die
Insel für einige Tage von der Außenwelt abge-
schnitten. Seitdem traktiert die Rote Armee Xis
fast täglich Taiwan mit militärischen Provokatio-
nen: Kriegsschiffe verletzen die Median-Linie in
der Taiwanstraße, die das freie Taiwan von der
Diktatur Pekings trennt, Kampfjets dringen in tai-
wanesischen Luftraum ein. Viele Möglichkeiten,
seinem Säbelrasseln Taten folgen zu lassen, hat Xi
nicht mehr, ansonsten wirken seine Drohgebärden
am Ende schal. In seiner Neujahrsansprache, in der
er über ökonomische Unbilden nur wenige Absätze
entfernt von einem möglichen Krieg gegen Taiwan
spricht, kann vor diesem Hintergrund nur als eine
Ankündigung der nächsten großen Provokation
gelesen werden, sei es eine längere Blockade der
Insel oder der Beginn einer Invasion. Xi Jinpings
verfehlte Wirtschafts- und Finanzpolitik würde so
den Rest der Welt teuer zu stehen kommen.

T Alexander Görlach unterrichtet Demokratie-
Theorie an der New York University. Zuletzt
erschien von ihm „Alarmstufe Rot: Wie Chinas
aggressive Außenpolitik im Westpazifik in einen
globalen Krieg führt“.

Die Gefahr eines
schwachen Chinas

ESSAY

ALEXANDER GÖRLACH

Hohe Arbeitslosigkeit
unter Jugendlichen, 
ein wankender
Immobiliensektor: Trotz
Medienkontrolle kann
mittlerweile jeder sehen,
dass die chinesische
Wirtschaft schwächelt.
Das setzt Peking unter
Druck – ausgerechnet
vor der Wahl in Taiwan

In Brüssel geht wieder einmal die
Angst um vor dem ungarischen
Regierungschef Viktor Orbán. Er ist

ein Verfechter der „illiberalen Demo-
kratie“ und gilt als eine Art Schmud-
delkind in der EU. Woher kommt ak-
tuell diese Angst?

EU-Ratspräsident Charles Michel
hat angekündigt, sein Amt spätestens
viereinhalb Monate früher als vor-
gesehen abzugeben, um Mitte Juli als
Mitglied der liberalen Fraktion ins
EU-Parlament einziehen zu können.
Das ist ein heikler Moment: Denn der
Vorsitzende der 27 EU-Regierungschefs
muss als Ratspräsident genau zu die-
sem Zeitpunkt eigentlich die Auswahl
des europäischen Spitzenpersonals
nach den Europawahlen Anfang Juni
moderieren. Das sind in der Regel
komplizierte Verhandlungen, die ihm
eine erhebliche Macht bei der Auswahl
des Präsidenten der Europäischen
Kommission, des EU-Ratspräsidenten
und des europäischen Chefdiplomaten
verleihen.

Was aber hat nun Orbán damit zu
tun? Der Rechtspopulist könnte als
oberster politischer Vertreter der unga-
rischen EU-Ratspräsidentschaft – sie
dauert von Anfang Juli bis Ende De-

zember – Michel als Strippenzieher für
Top-Personalien ersetzen, wenn zum
Zeitpunkt von Michels Rücktritt noch
kein regulärer Nachfolger für das Amt
des EU-Ratspräsidenten gefunden sein
sollte. So wollen es jedenfalls die kom-
plizierten EU-Verträge. In diesem Fall
drohten Chaos und Verwerfungen.

In Wirklichkeit sind die Chancen,
die sich aus Michels Rücktritt ergeben,
aber deutlich größer als die Risiken.
Die 27 Staats- und Regierungschefs
könnten in Abstimmung mit dem EU-
Parlament endlich einmal zeigen, dass
sie durchaus in der Lage sind, zügig
innerhalb von wenigen Wochen (so-
lange Ratspräsident Michel noch im
Amt ist) über die europäischen Spit-
zenämter zu entscheiden. Erst 2019
musste die europäische Öffentlichkeit
miterleben, wie sich die politischen
Eliten der EU monatelang in peinliche
Personaldebatten verstrickten, anstatt
sich um die wirklich wichtigen Dinge in
Europa und in der Welt zu kümmern.

Aber Michels Ankündigung ist auch
ein bemerkenswertes politisches Sig-
nal: Der 48-Jährige kommt nicht als
Opa nach Europa. Und als ehemaliger
belgischer Premier und langjähriger
Vorsitzender der EU-Regierungschefs
ist sich der Liberale nicht zu schade
dafür, auf den harten Bänken des EU-
Parlaments Platz zu nehmen. Das ist
vorbildlich. Leider undenkbar, dass ein
deutscher Kanzler a.D. diesen Weg
wählen würde.christoph.schiltz@welt.de

Victor Orbán verhindern?
KOMMENTAR
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